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samthöhe von ca. 2 Mio. € an der Schuldne-
rin vorbei an die PPM geleitet. In der Vor-
instanz wurde die Klage wegen Verjährung 
abgewiesen. Spätestens mit der Verurteilung 
vom 5. 5. 2004 habe der Kläger die notwen-
dige Kenntnis gehabt.

 1.2  Entscheidung des BGH: 
Keine Verjährung

Die Revision des Klägers war erfolgreich und 
führte zur Aufhebung des Berufungsurteils 
sowie zur Zurückverweisung. Der geltend 
gemachte Anspruch sei nicht verjährt. Der 
vorliegende Anspruch ergebe sich aus §§ 826, 
830 BGB. Er verjährt nach Auffassung des 
BGH nach §§ 195, 199 BGB. Eine Anwen-
dung der Sondervorschriften des GmbHG 
lehnte der BGH unter Hinweis auf vorange-
gangene Rechtsprechung ab2. Die Verjäh-
rung beginne bei Ansprüchen wegen Exis-
tenzvernichtungshaftung erst am Ende des 
Jahres, in dem einem Gläubiger die Um-
stände bekannt geworden oder infolge gro-
ber Fahrlässigkeit unbekannt geblieben sind, 
aus denen sich ein Ersatzanspruch begrün-
det und aus denen sich der Anspruchsgegner 
ergibt3. Eine solche Kenntnis lasse sich vor-
liegend nicht daraus schließen, dass die PPM 
eine Zahlung verweigert hatte. Hier hätten 
nämlich zunächst nur die PPM und deren 
Geschäftsführer gehandelt. Dem Kläger 
könne auch keine grob fahrlässige Unkennt-
nis vorgeworfen werden. Eine solche liege 
nur dann vor, wenn der Gläubiger nahe lie-
gende Überlegungen nicht angestellt oder 
nicht beachtet habe, was sich hätte aufdrän-
gen müssen, sowie dann, wenn leicht zu-
gängliche Informationsquellen außer acht 
gelassen würden. Zwar könne der BGH die 
Bewertungen der Vorinstanz diesbezüglich 
nur eingeschränkt untersuchen, vorliegend 
habe jedoch die Vorinstanz wesentliche Um-
stände nicht mit einbezogen. Zunächst habe 
das Gericht den Vortrag des Klägers zu sei-
nen Aufklärungsbemühungen unberück-

Am 7. 10. 2001 erwarb die C-GmbH, an der 
der Streithelfer als Alleingeschäftsführer 
und Gesellschafter beteiligt war, von der 
PPM deren Anteile an der Schuldnerin für 
5,00 €. Am 12. 10. 2001 wurde die Liquidation 
der Schuldnerin auf Betreiben des Streithel-
fers beschlossen und er selbst zum Liquida-
tor bestellt. Am 16. 10. 2001 kaufte die PPM 
Waren von der Schuldnerin und rechnete 
mit eigenen Forderungen auf. Nachdem die 
W-Bank die Kündigung der gesamten Ge-
schäftsbeziehung erklärt hatte, wurde auf 
Antrag der Schuldnerin vom 27. 12. 2001 das 
Insolvenzverfahren am 1. 3. 2002 eröffnet 
und der Kläger zum Insolvenzverwalter be-
stellt.

Der Kläger erhob zunächst im Mai 2002 
Klage gegen die PPM auf Zahlung des Kauf-
preises aus dem Erwerb vom 16. 10. 2001. 
Mit Urteil vom 5. 5. 2004 wurde die PPM 
mit der Begründung verurteilt, die Aufrech-
nung sei unwirksam, weil die Forderung der 
PPM als Eigenkapital gelte. Wegen der Insol-
venz der PPM erhielt der Kläger lediglich 
171.875,00 € auf die Forderung. Aufgrund 
der Vorgänge im Jahr 2001 wurden am 
29. 9. 2008 der Beklagte wegen Anstiftung 
zur Untreue und der Streithelfer wegen Un-
treue verurteilt.

Mit seiner am 11. 9. 2009 eingereichten Klage 
verfolgt der Kläger gegen den Beklagten die 
Zahlung von 5.245.439,28 €, gestützt auf die 
Behauptung, die Schuldnerin sei bereits im 
März 2001 überschuldet gewesen. In Kennt-
nis dessen habe der Beklagte den Streithelfer 
veranlasst, die Anteile an der Schuldnerin 
von der PPM zu übernehmen und die Waren 
zu verkaufen. Der Beklagte habe gewusst, 
dass die Aufrechnung zur Darlehenskündi-
gung durch die Bank führen würde. Zudem 
habe der Beklagte 2001 Beträge in einer Ge-

Wirtschaftliche Krisen ereignen sich regel-
mäßig vor einem komplexen rechtlichen 
Hintergrund. Die zu beachtenden Vorschrif-
ten sind über verschiedene Gesetze verteilt, 
zudem oft unklar und befinden sich in einer 
permanenten „Überarbeitung“ durch die 
Rechtsprechung. Die maßgebende Rechts-
lage und ihre Entwicklung durch die Recht-
sprechung im Blick zu behalten, stellt hohe 
Anforderungen insbesondere an Berater. 
Diese Kolumne wirft ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit ein Schlaglicht auf beson-
ders bedeutsame Entscheidungen der jün-
geren Zeit. 

Gesellschaftsrecht

 1. Verjährung von Ansprüchen 
 wegen Existenzvernichtungshaftung

Die Verantwortlichkeit handelnder Personen 
wird in der Insolvenz immer aufgearbeitet 
und einer Bewertung zugeführt. Der BGH 
hatte sich in seinem Urteil vom 24. 7. 20121 
damit auseinanderzusetzen, wie lange ein 
Insolvenzverwalter Ansprüche gegen einen 
im Hintergrund agierenden mittelbaren Ge-
sellschafter verfolgen kann.

 1.1  Sachverhalt

An der späteren Insolvenzschuldnerin, der 
P-GmbH, war die PPM-GmbH (im weiteren 
PPM genannt) als Mehrheitsgesellschafterin 
beteiligt. Der Beklagte war alleiniger Gesell-
schafter der PPM. Sie war nicht nur Lieferan-
tin der Schuldnerin, beide Gesellschaften hat-
ten auch denselben Geschäftsführer. Aus der 
Lieferbeziehung hatte die PPM Anfang Ok to-
ber 2001 Forderungen über 1.190.466,60 €. 
Den Warenbestand hatte die Schuldnerin zur 
Absicherung an die W-Bank übereignet.

Lizenziert für Herr Rechtsanwalt Peter Depré.
Die Inhalte sind urheberrechtlich geschützt.
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 1.2  Entscheidung des BGH: Ansprüche 
sind nur eingeschränkt pfändbar

Der BGH hat die Rechtsbeschwerde zurück-
gewiesen, da die Ansprüche des Geschäfts-
führers aus der Lebensversicherung dem 
Pfändungsschutz von Altersrenten unterfie-
len und folglich nur wie Arbeitseinkommen 
pfändbar seien. Die Kündigung durch den 
Insolvenzverwalter sei erfolgt, als bereits die 
Pfandreife eingetreten sei, weil der Ge-
schäftsführer beim Ausscheiden aus dem 
Geschäftsbetrieb der Insolvenzschuldnerin 
bereits 62 Jahre alt war. Die Anspruchsvoraus-
setzungen für vorgezogenes Altersruhegeld 
aus der Pensionszusage seien damit bereits 
erfüllt und eine Versicherungsbeendigung 
nicht mehr ohne Zustimmung des Geschäfts-
führers möglich.

An diesem Ergebnis würden auch die Rege-
lungen in der Pensionszusage und dem Ver-
sicherungsvertrag nichts ändern, die ab 
einem Alter von 60 Jahren auch eine mög-
liche Kapitalabfindung vorsahen. Bis zum 
Zeitpunkt der Pfändung habe nämlich der 
Geschäftsführer keine Kapitalabfindung ge-
wählt. Damit lägen die Voraussetzungen des 
§ 851c Abs. 1 Nr. 1–4 ZPO vor. Das gelte auch 
dann, wenn der Schuldner zwar nicht Ver-
sicherungsnehmer ist, aber ihm ein Pfand-
recht am Anspruch auf die Versicherungs-
leistungen zusteht. § 851c Abs. 1 ZPO stelle 
nämlich unabhängig vom Rechtsgrund nur 
auf Leistungsansprüche ab, die aufgrund 
von Verträgen erbracht wurden. Gerade der 
Gesetzeszweck, nämlich die Alterssicherung 
Selbständiger vor einem schrankenlosen 
Vollstreckungszugriff zu schützen, mache 
es notwendig, § 851c Abs. 1 ZPO auch zu-
gunsten von Pfandgläubigern anzuwenden5.

Es sei auch unerheblich, ob von der Schuld-
nerin dem Geschäftsführer oder durch den 
Versicherer in der Vergangenheit ein Kapi-
talwahlrecht eingeräumt wurde. Entschei-
dend sei ausschließlich, ob das Kapitalwahl-
recht zum Zeitpunkt der Pfändung noch 
bestehe6. Vorliegend hätten weder der Ge-
schäftsführer noch die Insolvenzschuldnerin 
die in der Vergangenheit bestehenden Kapi-
talwahlrechte genutzt. Der Insolvenzverwal-
ter selbst hatte nach der Ansicht des Gerichts 

 1.1  Sachverhalt

Die spätere Insolvenzschuldnerin schloss im 
Jahr 1992 aufgrund einer betrieblichen Al-
tersversorgungszusage für ihren am 20. 4. 
1944 geborenen Geschäftsführer einen Ren-
tenversicherungsvertrag mit einer verein-
barten monatlichen Altersrente bei der Dritt-
schuldnerin ab. Versicherte Person war der 
Geschäftsführer. Am 11. 12. 1992 verpfän-
dete die Schuldnerin zur Absicherung der 
Versorgungsansprüche die Erlebensfallleis-
tungen aus dem Versicherungsvertrag an 
ihren Geschäftsführer. Nachdem im Jahr 
2005 das Insolvenzverfahren über das Ver-
mögen der Insolvenzschuldnerin eröffnet 
worden war, kündigte der Insolvenzverwal-
ter noch im selben Jahr den Geschäftsführer-
anstellungsvertrag zum 31. 1. 2006 und im 
Juli 2006 den Versicherungsvertrag.

Aufgrund vollstreckbarer Titel gegen den 
Geschäftsführer bewirkte der Insolvenzver-
walter den Pfändungs- und Überweisungs-
beschluss vom 22. 12. 2009, mit dem er fol-
gende Ansprüche pfändete: 

 � aus dem Pfandrecht gem. Erklärung vom 
11. 12. 1992 an dem Lebensversicherungs-
vertrag sowie auf Gewinnanteile und auf 
Zahlung des Rückkaufswerts; 

 � auf das Recht zur Bestimmung desjenigen, 
zu dessen Gunsten im Todesfall die Versi-
cherungssumme ausgezahlt wird, bzw. zur 
Bestimmung einer anderen Person an-
stelle der vom Schuldner vorgesehenen; 

 � auf das Recht zur Kündigung des Lebens-
versicherungsvertrags;

 � auf Umwandlung der Lebensversicherung 
in eine prämienfreie Versicherung und 

 � auf das Recht zur Aushändigung der Ver-
sicherungspolice.

Auf die Erinnerung des Geschäftsführers 
wurde mit Beschluss vom 16. 8. 2010 der 
Pfändungs- und Überweisungsbeschluss 
vollständig aufgehoben und der Antrag des 
Insolvenzverwalters zurückgewiesen. Auf-
grund der sofortigen Beschwerde des Insol-
venzverwalters wurde der Pfändungs- und 
Überweisungsbeschluss mit der Einschrän-
kung aufrechterhalten, dass die laufenden 
Versicherungsleistungen aus der Lebensver-
sicherung bei der Drittschuldnerin nach 
Maßgabe von § 851c ZPO i.V. mit der Tabelle 
zu § 850c Abs. 3 ZPO gepfändet werden. Der 
Insolvenzverwalter hat hiergegen die zuge-
lassene Rechtsbeschwerde eingelegt.

sichtigt gelassen. Der BGH geht auch nicht 
von einer frühzeitigen Kenntnis des Klägers 
von der Beteiligung des Beklagten aus. Hie-
rauf lasse auch nicht der Prozess gegen die 
PPM schließen, da die dortigen Angaben des 
Klägers vor einem anderen Hintergrund er-
folgt seien. Hierbei stellt der BGH klar, dass 
auch die Umleitung von Geldern auf die 
PPM als haftungsbegründend angesehen 
werden kann.

Der Rechtsstreit war nach Ansicht des BGH 
zurückzuverweisen, weil wesentliche Fest-
stellungen nicht getroffen worden seien. 
Hierbei seien bei der Schadensfeststellung 
alle entzogenen Vermögenspositionen, in-
solvenzbedingte Zerschlagungsverluste so-
wie ein entgangener Gewinn der Gesell-
schaft zu berücksichtigten. Zudem habe das 
Gericht auch einen Anspruch nach §§ 30, 31 
GmbHG (analog) zu prüfen. Ein solcher An-
spruch komme nämlich in Betracht, wenn 
der Kläger die Auszahlungen an die PPM 
veranlasst habe.

 1.3  Würdigung 

Die Entscheidung des BGH bestätigt die An-
forderungen, die die Rechtsprechung schon 
bisher an den Verjährungsbeginn stellte. Für 
handelnde Personen bedeutet dies eine er-
hebliche Ausdehnung des Zeitraums, in dem 
sie von einer Inanspruchnahme bedroht 
sind. Für Insolvenzverwalter wird ein Frei-
raum geschaffen: Sie können insbesondere 
die Ermittlungen von staatlichen Behörden 
abwarten, um aufbauend auf deren Ergeb-
nissen Ansprüche zu verfolgen.

Insolvenzrecht

 1. Pfändungsschutz für Ansprüche 
aus Lebensversicherungen trotz ver-
traglichem Kapitalwahlrecht

Auseinandersetzungen über die Berechti-
gungen an Lebensversicherungen und die in 
ihnen enthaltenen Vermögenswerte sind ge-
rade im Zusammenhang mit Insolvenzen 
häufig. Konfliktträchtig sind nicht nur die 
komplizierten vertraglichen Konstellatio nen, 
sondern auch das Zusammenspiel mit den 
gesetzlichen Vorschriften über betriebliche 
Versorgungszusagen. Am 22. 8. 20124 musste 
der BGH über die Pfändbarkeit von Versiche-
rungsleistungen entscheiden.
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Vermutung, wonach dieser Ort bei Gesell-
schaften der Ort sei, an dem sich der sat-
zungsmäßige Sitz befindet. Diese Vermutung 
sei im vorliegenden Fall durch objektive und 
für Dritte feststellbare Umstände widerlegt. 
Der BGH nimmt insoweit auf die einschlä-
gige Rechtsprechung zu Briefkastenfirmen 
sowie auf die Rechtsprechung des EuGH Be-
zug, wonach außerhalb des satzungsmäßi-
gen Sitzes belegene Immobilien, für die 
Mietverträge abgeschlossen sind und die mit 
Hilfe eines im dortigen Mitgliedstaat ansäs-
sigen Kreditinstituts finanziert wurden, Um-
stände darstellen, die für Dritte erkennbar 
für einen Mittelpunkt der Interessen in die-
sem Mitgliedsland sprechen8. Darüber hi-
naus gebe es keine Anhaltspunkte für ge-
schäftliche Tätigkeiten der Insolvenzschuld-
nerin in Spanien. 

Die an den Sitz der Verwaltung anknüpfende 
Vermutung sei auch nicht einschlägig, weil 
die Gesellschaft ihre Tätigkeit schon vor An-
tragstellung eingestellt habe. In diesem Fall 
sei auf den letzten Mittelpunkt der haupt-
sächlichen Interessen abzustellen.

2.3  Rechtliche Würdigung 

Die Entscheidung des BGH hat weitere Klar-
heit für die komplizierten Fälle der insol-
venzrechtlichen Zuständigkeit bei Briefkas-
tenfirmen und in ähnlichen Konstellationen 
geschaffen. Selbst dann, wenn eine Schuld-
nerin ihre hauptsächliche Geschäftstätig-
keit in Deutschland bereits vor Insolvenz-
antragstellung eingestellt hat, bleiben die 
deutschen Gerichte zuständig. Die Entschei-
dung ist auch in der Sache richtig, denn es 
würde eine bloße Förmelei darstellen, wenn 
man mit Aufgabe der geschäftlichen Tätig-
keit noch an die gesetzliche Vermutung an-
knüpfen wollte. In solchen Fällen wäre dann 
stets die Zuständigkeit der Gerichte am Ge-
sellschaftssitz anzunehmen. Allein durch die 
Geschäftsaufgabe würde erstmalig die Zu-
ständigkeit von Gerichten begründet wer-
den. Das Ergebnis wäre nicht sachgerecht. 
Regelmäßig werden bereits die Gläubiger des 
Verfahrens ebenfalls aus dem Land stam-
men, in welchem sich die hauptsächliche 
Geschäfts tätigkeit befunden hat.

gung der Gesellschaft war der Erwerb eines 
Grundstücks zur Bebauung in Deutschland. 
Zur Bebauung und zum Erwerb dieses 
Grundstücks nahm die Gesellschaft insge-
samt zwei Darlehen auf. Nach Fertigstellung 
der Bebauung wurde das Anwesen ver-
mietet. Verwaltung und Betreuung des An-
wesens übernahm der Geschäftsführer (und 
Teilgesellschafter) der Insolvenzschuldnerin. 
Die Gesellschaft entfaltete in der Folge keine 
Tätigkeit mehr in Deutschland. In seiner Ent-
scheidung ist der BGH davon ausgegangen, 
dass die Insolvenzschuldnerin in Spanien 
nicht tätig war oder ist.

Das Insolvenzgericht lehnte die Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens in Deutschland 
nach Einholung eines Sachverständigengut-
achtens ab, weil den deutschen Gerichten die 
internationale Zuständigkeit fehle. Die hier-
gegen erhobene sofortige Beschwerde hat 
das Landgericht Bielefeld zurückgewiesen. 
Die Gläubigerin hat ihr Begehren der Insol-
venzverfahrenseröffnung mit der Rechtsbe-
schwerde weiterverfolgt. 

2.2  Entscheidung des BGH: Zuständig-
keit der deutschen Gerichte

Die Rechtsbeschwerde beim BGH führte zur 
Zurückverweisung an das Amtsgericht – In-
solvenzgericht –, das über die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens nach deutschem Recht 
entscheiden muss. Der BGH hat die Zustän-
digkeit der deutschen Insolvenzgerichte an-
genommen und verneint daher zunächst die 
internationale Zuständigkeit für die Eröff-
nung eines Partikularverfahrens nach Art. 3 
Abs. 2 und Abs. 4 EUInsVO. Eine solche Zu-
ständigkeit setze eine Niederlassung der In-
solvenzschuldnerin in Deutschland nach 
Art. 2 Buchst. h EUInsVO voraus. Von einer 
Niederlassung könne man aber nur dann 
ausgehen, wenn kumulativ Personal und 
Vermögen zu geschäftlichen Zwecken am 
fraglichen Ort eingesetzt würden. Das bloße 
Vorhandensein von Vermögenswerten – wie 
vorliegend das Grundstück – sei hierfür nicht 
ausreichend.

Aus Art. 3 Abs. 1 Satz 1 EUInsVO folgert der 
BGH dennoch die internationale Zuständig-
keit der deutschen Gerichtsbarkeit. Hiernach 
sei die Zuständigkeit der deutschen Gerichte 
gegeben, weil die Insolvenzschuldnerin ih-
ren Mittelpunkt der hauptsächlichen Interes-
sen in Deutschland habe. Zwar gebe es eine 

nicht das Kapitalwahlrecht ausgeübt, son-
dern lediglich versucht, mit Hilfe der Kündi-
gung den Rückkaufswert zur Masse zu zie-
hen. Der Rückkaufswert sei jedoch nicht mit 
einer Kapitalabfindung identisch. 

 1.3 Würdigung 

Die Entscheidung hat grundsätzliche Bedeu-
tung für Insolvenzverfahren. Nach §§ 35, 36 
InsO gehören Gegenstände, die nicht der 
Zwangsvollstreckung unterliegen, nicht zur 
Insolvenzmasse. Der BGH hat klargestellt, 
dass für die Pfändbarkeit von Lebensversi-
cherungen der Zeitpunkt entscheidend ist, in 
dem auf die Versicherungsleistungen zuge-
griffen werden soll. Unerheblich sind dage-
gen vorangegangene Zeiträume. Somit sind 
auch im Insolvenzverfahren vorangegan-
gene Rechtslagen ggf. nur mit Hilfe von An-
fechtungen wieder herstellbar.

2. Internationale Zuständigkeit für 
die Eröffnung eines Insolvenzver-
fahrens bei Grundbesitz der Gesell-
schaft in Deutschland

Globalisierte Märkte und die steuerrechtlich 
unterschiedliche Behandlung von Gesell-
schaften führten zu grenzüberschreitenden 
Tätigkeiten. Die unterschiedlichen recht-
lichen Konstrukte in den europäischen Mit-
gliedstaaten bringen jedoch auch Konstella-
tionen mit sich, in denen eine Gesellschaft 
zwar in einem Land gegründet ist und dort 
ihre Hauptniederlassung hat, ihre geschäft-
liche Tätigkeit aber ausschließlich in einem 
anderen Land vorsieht. Im Fall der Insolvenz 
stellt sich dann die Frage, welches nationale 
Gericht zuständig und welches nationale 
Recht anwendbar ist. Der BGH hatte am 
21. 6. 2012 über einen Sachverhalt zu ent-
scheiden, in dem die Gesellschaft schon vor 
Antragstellung ihre Geschäftstätigkeit ein-
gestellt hatte7.

2.1  Sachverhalt

Eine Gläubigerin stellte am 4. 4. 2011 bei 
einem deutschen Insolvenzgericht Antrag 
auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über 
das Vermögen einer im Handelsregister von 
Palma de Mallorca eingetragenen Sociedad 
de responsabilidad limitada (S. L.). Diese Ge-
sellschaft verfügte über eine im deutschen 
Handelsregister eingetragene Zweignieder-
lassung. Die einzige geschäftliche Betäti-
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bei begehrte es die Feststellung, dass die An-
sprüche aus dem Haftungsbescheid zur In-
solvenztabelle festzustellen seien und dass 
der Widerspruch des I2 unbegründet sei.

 1.2 Entscheidung des FG Sachsen: 
Keine Haftung des Geschäftsführers 

Den Feststellungsantrag betreffend den I1 
weist das Finanzgericht (FG) bereits als un-
zulässig zurück. Ein Rechtsschutzbedürfnis 
gegen I1 sei nicht zu erkennen. Nach § 201 
Abs. 2 Satz 1 InsO könne ein Gläubiger aus 
der Insolvenztabelle gegen einen Schuldner 
vorgehen, wenn dieser die Forderung nicht 
bestritten hat. Der I1 habe der Forderung 
nicht widersprochen, so dass auch kein Fall 
nach § 184 Satz 2 InsO vorliege.

Das FG Sachsen hält zudem die Klage gegen 
I2 für unbegründet. Der Haftungsbescheid 
vom 22. 11. 2005 beruhe auf einer fehler-
haften Ermessensausübung. § 191 Abs. 1 AO 
räume den Finanzbehörden ein Ermessen 
ein, zu dessen ordnungsgemäßer Ausübung 
nach § 5 AO sie verpflichtet seien. Im Rah-
men der Ermessensausübung müssten dabei 
auch sämtliche Personen einbezogen wer-
den, die für die betreffende Steuer haften. 
Somit hätte das FA auch H in ihre Erwä-
gungen mit einbeziehen müssen, zumal die 
Ansprüche gegen ihn zum Entscheidungs-
zeitpunkt nicht verjährt gewesen seien. 

Gegen den I1 könne das FA seinen Anspruch 
nicht auf § 171 Abs. 3a AO stützen. Nach die-
ser Vorschrift läuft die Festsetzungsfrist für 
einen Steuerbescheid, der mit einer Klage 
angefochten wird, nicht ab, bevor über den 
Rechtsbehelf unanfechtbar entschieden ist. 
Dies wiederum ist in den Fällen der §§ 100 
Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 1, 
§ 101 FGO nur dann der Fall, wenn ein auf-
grund der genannten Vorschriften erlassener 
Steuerbescheid unanfechtbar geworden ist 

sem Zeitraum und nicht nur nach dem Ein-
nahmeüberschuss.

Steuerrecht

 1. Ermessensfehlerhafte Inanspruch-
nahme des Geschäftsführers

Nach § 69 AO können Organe für Steuerver-
pflichtungen eines Unternehmens haften. 
Das FG Sachsen musste sich mit der Frage 
auseinandersetzen, ob und inwieweit die Fi-
nanzbehörden hierbei berechtigt sind, nur 
einen von mehreren Geschäftsführern in 
Anspruch zu nehmen14.

 1.1  Sachverhalt

Herr H und der spätere Insolvenzverwalter 
(I1) waren in dem für das gerichtliche Ver-
fahren maßgeblichen Zeitraum Geschäfts-
führer der H-Bau GmbH. Am 24. 02. 1999 
wurde über das Vermögen der H-Bau GmbH 
das Insolvenzverfahren eröffnet. Bei einer 
Prüfung stellte das zuständige Finanzamt 
(FA) im März 1999 fest, dass die Schuldnerin 
die Lohnsteuer für den August 1998 nicht an 
das FA abgeführt hatte. Daher nahm das FA 
die beiden Geschäftsführer nach § 69 AO in 
Anspruch. Nachdem H im Einspruchsverfah-
ren angab, keinen Zugriff auf das Bankkonto 
der Schuldnerin gehabt zu haben, hob das 
FA den Haftungsbescheid gegen ihn auf. Den 
Einspruch des I1 lehnte das FA ab, sodass er 
vor dem FG Sachsen Klage erhob. Mit Urteil 
vom 16. 8. 2005 wurde der Haftungsbescheid 
wegen eines Ermessensfehlers aufgehoben. 
Zu Unrecht sei H von seiner Haftung freige-
stellt worden. 

Am 22. 11. 2005 wurde der I1 vom FA aber-
mals für die volle Lohnsteuer und die Neben-
abgaben des Oktobers 1998 in Anspruch 
genommen. Gegen H ging das FA nicht vor, 
weil diesem gegenüber die Verjährung ein-
getreten sei. Nachdem der Einspruch des I1 
erfolglos blieb, erhob er Klage vor dem FG 
Sachsen und begründete seinen Klageantrag 
mit einer fehlerhaften Ermessensausübung. 
Während des Klageverfahrens wurde über 
das Vermögen des I1 das Insolvenzverfahren 
eröffnet und ein neuer Insolvenzverwalter 
(I2) bestellt. Nachdem dieser die zur Tabelle 
angemeldete Forderung nicht anerkannte, 
erklärte der Kläger – das FA – die Aufnahme 
des Rechtsstreits gegen beide Beklagte. Hier-

3. Weitere insolvenzrechtliche 
Recht sprechung in Kürze

3.1  Insolvenzverwalter darf Unter-
schriftenbeglaubigung durch Insolvenz-
schuldner nicht verbieten

Das OLG Koblenz hat in seiner Entscheidung 
vom 29. 8. 20129 festgestellt, dass ein Insol-
venzverwalter dem Insolvenzschuldner 
nicht die Unterschriftbeglaubigung unter-
sagen kann, wenn diese lediglich der Durch-
setzung einer insolvenzfesten Vorausabtre-
tung dient. 

3.2  Unterbrechungswirkung eines aus-
ländischen Insolvenzverfahrens für das 
deutsche Gerichtsverfahren

Das niederländische Verfahren „faillisse-
ment“ ist nach Ansicht des OLG Frank-
furt/M.10 ein Insolvenzverfahren i. S. von 
Art. 2a EUInsVO i.V. mit der Anlage zu der 
EUInsVO und unterbricht damit ein deut-
sches Gerichtsverfahren. 

3.3  Aufklärungspflicht über die Eröff-
nung des vorläufigen Insolvenzverfah-
rens im  Geschäftsverkehr 

Ein Unternehmen ist verpflichtet, seinen 
Vertragspartner über die Eröffnung des vor-
läufigen Insolvenzverfahrens über sein Ver-
mögen zu unterrichten, wenn er weiß, dass 
er die aus dem beabsichtigten Vertragsver-
hältnis erwachsenden Pflichten nicht erfül-
len kann11.

3.4  Rechtsweg für die Geltendmachung 
insolvenzrechtlicher Rückgewähr-
ansprüche gegen Sozialeinrichtungen

Macht der Insolvenzverwalter insolvenz-
rechtliche Rückgewähransprüche wegen 
Beiträgen geltend, die die Schuldnerin als 
Arbeitgeberin an Sozialeinrichtungen i. S. 
von § 2 Abs. 1 Nr. 6 ArbGG geleistet hat, so 
ist der Rechtsweg zu den Arbeitsgerichten 
eröffnet12.

3.5  Berechnungsgrundlage für die 
 Insolvenzverwaltervergütung bei Fort-
führung im Insolvenzverfahren

Nach der Ansicht des OLG München13 be-
rechnet sich der Wert der Insolvenzmasse 
nach § 58 Abs. 1 Satz 1 GKG bei einer Be-
triebsfortführung durch den Insolvenzver-
walter nach dem gesamten Umsatz aus die-
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stücksgleiches Recht handle. Die Revision 
des Klägers hatte keinen Erfolg.

2.2  Entscheidung des BFH bestätigt 
Haftung

Der BFH stellt zunächst klar, dass die Haf-
tungsvoraussetzungen des § 74 AO erfüllt 
sind. Am Grundkapital des Vermögens des 
Unternehmens sei der Eigentümer der Haf-
tungsgegenstände unmittelbar bzw. mittel-
bar zu mehr als einem Viertel beteiligt. Der 
Anwendungsbereich des § 74 AO sei zu-
dem nicht auf körperliche Gegenstände be-
schränkt. Zwar werde der Begriff „Gegen-
stand“ nach dem gewöhnlichen Sprachge-
brauch lediglich für körperliche Sachen ver-
wendet, an welchen man Eigentum und 
Besitz erlangen könne. Ein solches Verständ-
nis werde dem Sinn und Zweck des § 74 AO 
jedoch nicht gerecht. Hintergrund des § 74 
AO sei die Furcht davor, die Beitreibung ei-
ner Gewerbesteuerschuld gegenüber einem 
Unternehmer könne sich deswegen als un-
möglich erweisen, weil alle pfändbaren, dem 
Betrieb dienenden Gegenstände einem ande-
ren als dem Unternehmer gehören. In sol-
chen Fällen solle wenigstens dann die Bei-
treibung der Steuerschuld möglich sein, 
wenn der Eigentümer der dem Betrieb die-
nenden Gegenstände wesentlich am Unter-
nehmen beteiligt ist. 

Aufgrund dieser Zielsetzung sei bei der Be-
stimmung des Gegenstandsbegriffs nach § 74 
AO eine Differenzierung zwischen körper-
lichen und immateriellen Wirtschaftsgütern 
nicht sachgerecht, wenn in solches Vermö-
gen vollstreckt werden kann. Denn in beiden 
Fällen sei dem Unternehmen ein Wirtschafts-
gut überlassen, welches die Aufnahme oder 
die Fortsetzung des Geschäftsbetriebs er-
mögliche und das einer Verwertung im Rah-
men einer Zwangsvollstreckung zugänglich 
sei. Eigentlicher Haftungsgrund des § 74 AO 
sei nicht die rechtliche Beteiligung am Un-
ternehmen, sondern der objektive Beitrag für 
dessen Fortführung. 

Die Haftung sei daher auch nicht deshalb 
ausgeschlossen, weil das Erbbaurecht nicht 
dem Kläger zugestanden habe, denn der Klä-
ger sei als wirtschaftlicher Eigentümer anzu-
sehen. Zwar habe sich das Erbbaurecht im 
Gesamthandsvermögen der C-KG und nicht 

an dem dieser wesentlich beteiligt ist, mit 
diesen Gegenständen für diejenigen Steuern 
des Unternehmens, bei denen sich die Steu-
erpflicht auf den Betrieb des Unternehmens 
gründet. Die Haftung erstreckt sich dabei 
jedoch nur auf die Steuern, die während des 
Bestehens der wesentlichen Beteiligung ent-
standen sind. Der klassische Fall ist die Be-
triebsimmobilie im Falle der Betriebsauf-
spaltung, bei welcher der Eigentümer der 
Immobilie mit mehr als 25 % unmittelbar 
oder mittelbar an der Gesellschaft beteiligt 
ist. Hier haftet das Grundstück für die Be-
triebssteuern der Gesellschaft, die im Zeit-
raum des Bestehens der wesentlichen Betei-
ligung entstanden sind. Begründet ist die 
Haftung nicht in der Unternehmensbeteili-
gung als solcher, sondern im objektiven Bei-
trag, den der Eigentümer für die Weiterfüh-
rung des Unternehmens und damit für die 
(weitere) Entstehung von Steuerverbindlich-
keiten leistet. Der BFH hat nunmehr ent-
schieden, dass die Haftung nach § 74 AO 
auch grundstücksgleiche Rechte erfasst15.

2.1  Sachverhalt

Der Kläger war als 50 %iger Kommanditist 
an der später insolventen A-KG beteiligt. 
Komplementärin war die L-GmbH, deren 
Geschäftsführer u. a. der Kläger war. Die 
A-KG betrieb auf einem im Eigentum der B-
GmbH & Co. KG stehenden Grundstück ei-
nen Autohandel. Dieses Grundstück war mit 
einem Erbbaurecht zugunsten der C-KG be-
lastet. Komplementärin der C-KG ist die C-
GmbH, an der der Kläger zu 50 % beteiligt 
ist. Zudem ist der Kläger als Kommanditist 
zu 50 % an der C-KG beteiligt. Das Vermögen 
der C-KG bestand ausschließlich aus dem 
Erbbaurecht. Sie überließ das Grundstück 
nebst darauf befindlichem Gebäude in einem 
Pachtvertrag der A-KG. Nachdem die A-KG 
zahlungsunfähig geworden war, stellte der 
Geschäftsführer Insolvenzantrag. Das Insol-
venzverfahren wurde eröffnet. Wegen rück-
ständiger Umsatzsteuer der A-KG erließ das 
FA zwei Haftungsbescheide gem. § 74 AO, 
worin die Haftung gegenständlich auf das 
Erbbaurecht beschränkt wurde. Die gegen 
diese Haftungsbescheide durch den Kläger 
eingelegten Rechtsmittel (Einspruch und 
Klage) hatten keinen Erfolg. Das FG Nürn-
berg urteilte, die Haftungsbescheide seien zu 
Recht ergangen. § 74 AO sei einschlägig, da 
es sich bei dem Erbbaurecht um ein grund-

(§ 171 Abs. 3a Satz 3 AO). Hierzu müssten 
der durch Anfechtung den Fristablauf hem-
mende Verwaltungsakt und der Bescheid, 
mit dem der abgabenrechtliche Anspruch 
geltend gemacht wird, identisch sein. An 
die ser Identität fehle es, wenn ein Haftungs-
bescheid wegen Mängel der Ermessensaus-
übung aufgehoben werde und der folgende 
Haftungsbescheid erstmals das Auswahl-
ermessen berücksichtige. Das FA hätte das 
Auswahlermessen nur dann nachholen kön-
nen, wenn es sämtliche Erwägungen im 
zweiten Haftungsbescheid berücksichtigt 
hätte. 

Nach Ansicht des Gerichts wäre 2005 der 
Erlass eines Haftungsbescheids gegen H 
noch möglich gewesen, weil die Festset-
zungsfrist nach Maßgabe von § 191 Abs. 3 
Satz 4 erster Halbsatz AO noch nicht abge-
laufen gewesen sei. Erfolge eine Steuer-
anmeldung nicht, so beginne die steuerliche 
Festsetzungsfrist nach § 170 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 AO spätestens mit Ablauf des dritten 
Kalenderjahrs, das auf das Kalenderjahr 
folgt, in dem die Lohnsteuer entstand. Da 
vorliegend im Oktober 1998 nur eine Null-
Meldung vorlag und die Lohnsteuer nicht 
angegeben wurde, konnte die Festsetzungs-
verjährung erst mit Ablauf des Jahres 2005 
eintreten. Dass dagegen bei Einspruchsent-
scheidung die Verjährung eingetreten war, 
könne nicht zu Lasten des I1 gehen. Im Er-
gebnis müsse man daher von einem Ermes-
sensausfall ausgehen. 

 1.3  Rechtliche Würdigung 

Die Entscheidung des FG Sachsen wird dazu 
führen, dass Finanzämter, wenn dies nicht 
schon in der Vergangenheit so war, sämt-
liche Organe für offene Steuerverbindlich-
keiten haftbar machen. Nur in Ausnahmefäl-
len werden die Finanzbehörden Differenzie-
rungen zwischen den einzelnen Personen 
vornehmen. Dies entspricht der Intention der 
gesellschaftsrechtlichen Regelungen, die 
eine Gesamtverantwortung aller Organe un-
abhängig von den tatsächlichen Handlun-
gen annehmen.

2. Haftung des Eigentümers nach 
§ 74 AO auch für grundstücksgleiche 
Rechte

Gem. § 74 AO haftet ein Eigentümer von Ge-
genständen, die einem Unternehmen dienen, 
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3.2  Unentgeltliche Übertragung von 
Aktien ist Arbeitslohn

Erhält ein Arbeitnehmer nach erfolgreicher 
Sanierung seines Arbeitgebers als Dank für 
die Beteiligung an den Sanierungsbemü-
hungen unentgeltlich Aktien durch den Ge-
sellschafter, so handelt es sich hierbei nach 
Auffassung des FG München um Arbeits-
lohn und nicht um eine Schenkung17.

3.3  Verwaltungsrechtsweg für den 
 Informationsanspruch 

Macht ein Insolvenzverwalter seinen An-
spruch auf Erteilung eines Klartextkonto-
auszugs gegen das FA ausschließlich auf-
grund des Informationsfreiheitsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen (IFG NRW) geltend, so 
sind nach dem Beschluss des FG Münster 
vom 25. 6. 2012 ausschließlich die Verwal-
tungsgerichte und nicht die Finanzgerichte 
zuständig18.

Willen bei der Schaffung des § 74 AO ist kein 
Grund ersichtlich, den Eigentümer, welcher 
ein Grundstück verpachtet und so den Be-
trieb des Unternehmens ermöglicht, anders 
zu behandeln, als denjenigem Eigentümer, 
der durch Bestellung eines Erbbaurechts die 
Aufnahme oder die Fortsetzung des Betriebs 
ermöglicht. 

Ebenso ist dem BFH zuzustimmen, wenn er 
die zu der GbR entwickelten Grundsätze auf 
die KG überträgt. Dies muss jedenfalls dann 
gelten, wenn an der KG als Kommanditisten 
und Gesellschafter der Komplementärgesell-
schaft ausschließlich Personen beteiligt sind, 
die eine wesentliche Beteiligung an dem Un-
ternehmen halten, dem der Gegenstand i. S. 
des § 74 AO überlassen worden ist.

3. Weitere finanzgerichtliche 
 Rechtsprechung in Kürze 

3.1  Restschuldbefreiung auch für 
 Hinterziehungszinsen

Der BFH hat in seiner Entscheidung vom 
20. 3. 2012 festgehalten, dass Hinterzie-
hungszinsen keine Verbindlichkeiten aus 
einer vorsätzlich begangenen unerlaubten 
Handlung i. S. des § 302 Nr. 1 InsO sind und 
somit der Restschuldbefreiung unterliegen16.

im Eigentum des Klägers befunden, der BFH 
habe allerdings schon in der Vergangenheit 
zu der GbR entschieden, dass dieser Umstand 
ohne Bedeutung sei, wenn – wie hier – Trä-
ger dieses Gesamthandsvermögens nur die 
am Unternehmen wesentlich beteiligten Per-
sonen seien. Ausschlaggebend sei allein die 
Verfügungsberechtigung. Im zugrundelie-
genden Fall seien ausschließlich Personen 
befugt gewesen, die ihrerseits über ihre je-
weiligen Beteiligungen entscheidenden Ein-
fluss auf die Gesellschaft ausübten und über 
deren Wirtschaftsgüter verfügen konnten. 
Auf die Rechtsform des zivilrechtlichen Ei-
gentümers – so der BFH – komme es nicht 
an. Die zur GbR entwickelten Grundsätze 
seien auf die KG übertragbar.

2.3  Rechtliche Würdigung 

Richtigerweise hat der BFH das Erbbaurecht 
dem Eigentumsrecht an einem körperlichen 
Gegenstand gleichgestellt. Auch ein Erbbau-
recht unterliegt als grundstücksähnliche Be-
rechtigung nach § 864 Abs. 1 ZPO der Immo-
biliarvollstreckung. Aus dem Erbbaurechts-
gesetz (ErbbauRG) ergibt sich die Anwend-
barkeit der Mehrzahl der sich auf Grundstücke 
beziehenden Normen des BGB (§ 11 Abs. 1 
ErbbauRG). Nach dem gesetzgeberischen 
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